
G E S E L L S C H A F T S V E R T R A G 
 

der Firma 
 

Hamburg Messe und Congress GmbH, Hamburg 
 
 

--------------------------------------------------------------------------------------- 
 
 
 
 

§ 1 
 

Firma, Sitz 
 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 

Hamburg Messe und Congress GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Hamburg. 
 
 
 

§ 2 
 

Gegenstand des Unternehmens 
 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Durchführung von Messen, Ausstellun-

gen, Kongressen und Veranstaltungen in den Betriebsanlagen der Gesellschaft, 
insbesondere der Betrieb der Hamburg Messe und des Congress Center Ham-
burg. 

 
(2) Das Unternehmen kann auch im Ausland tätig werden, um insbesondere die Att-

raktivität des Messe- und Kongressstandortes Hamburg zu stärken und dessen 
Imagewerbung zu unterstützen. 

 
(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, andere Veranstaltungen durchzuführen, die den 

Gesellschaftszweck zu fördern geeignet sind, und mit dem Gegenstand des Un-
ternehmens in Zusammenhang stehende Hilfs- und Nebengeschäfte zu betrei-
ben. 

 
(4) Die öffentlichen Interessen sind nach der Maßgabe des Senats zu berücksichti-

gen. 
 
 
 

§ 3 
 

Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 10.500.000,00 EUR. 
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§ 4 
 

Organe der Gesellschaft 
 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 
1. der oder die Geschäftsführer, 
 
2. der Aufsichtsrat, 
 
3. die Gesellschafterversammlung. 
 
 
 

§ 5 
 

Die Geschäftsführer 
 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 
 
(2) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, ist dieser allein vertretungsberechtigt. 
 
(3) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei Ge-

schäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer zusammen mit 
einem Prokuristen vertreten. 

 
(4) Sind mehrere Prokuristen bestellt, sind jeweils zwei gemeinschaftlich zur Vertre-

tung der Gesellschaft befugt. 
 
 
 

§ 6 
 

Der Aufsichtsrat 
 

Zusammensetzung, Amtsdauer 
 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern. 8 Mitglieder werden von der Freien 

und Hansestadt Hamburg berufen/abberufen, 4 Mitglieder werden von den Ar-
beitnehmern entsprechend den Bestimmungen des Drittelbeteiligungsgesetzes 
(DrittelbG) gewählt. 

 
(1a) Abweichend von dem vorstehenden Absatz gilt bis zum Ablauf der Gesellschaf-

terversammlung, die über den Jahresabschluss 2008 beschließt, folgende Re-
gelung: 

 Der Aufsichtsrat besteht aus 14 Mitgliedern. 10 Mitglieder werden von der Freien 
und Hansestadt Hamburg berufen/abberufen, davon wird ein Mitglied durch die 
Arbeitnehmer benannt, 4 Mitglieder werden von den Arbeitnehmern entspre-
chend den Bestimmungen des Drittelbeteiligungsgesetzes (DrittelbG) gewählt. 

 
(2) Alle Mitglieder des Aufsichtsrates können längstens auf die nach § 102 des Ak-

tiengesetzes zulässige Zeit gewählt/berufen werden. Wiederwahl bzw. erneute 
Berufung ist zulässig. 
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(3) Gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern kann für ein oder mehrere Mitglie-
der jeweils ein Ersatzmitglied gewählt/berufen werden, das bei Ausscheiden des 
betreffenden Mitgliedes für dessen restliche Amtszeit an seine Stelle tritt. 

 
(4) Im Falle vorzeitigen Ausscheidens eines Aufsichtsratsmitgliedes kann, falls ein 

Ersatzmitglied nicht gewählt/berufen ist, ein neues Mitglied nur für den Rest der 
Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes gewählt/berufen werden. 

 
(5) Der Aufsichtsrat wählt zu Beginn seiner Amtszeit aus seiner Mitte einen Vorsit-

zenden aus dem Kreis der Vertreter der Anteilseigner und einen Stellvertreter 
aus dem Kreis der Arbeitnehmervertreter. Scheidet der Vorsitzende oder sein 
Stellvertreter aus seinem Amt aus, hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Er-
satzwahl vorzunehmen. 

 
 
 

§ 7 
 

Der Aufsichtsrat 
 

Aufgaben 
 
(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführer zu beraten und deren Geschäftsfüh-

rung zu überwachen. Er kann insbesondere von der Geschäftsführung jederzeit 
einen Bericht über die Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, die Bücher 
und Schriften der Gesellschaft einsehen und prüfen sowie örtliche Besichtigun-
gen vornehmen; er kann damit auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Auf-
gaben besondere Sachverständige beauftragen. 

 
(2) Dem Aufsichtsrat obliegt die Bestellung, Anstellung und Abberufung der Ge-

schäftsführer. Die Bestellung erfolgt auf höchstens fünf Jahre; wiederholte Be-
stellung ist zulässig. Die Bedingungen der Anstellungsverträge sowie deren Än-
derung bedürfen der vorherigen Zustimmung durch die Gesellschafterversamm-
lung. 

 
(3) Der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen: 
 

1. die den Geschäftsführern obliegende Bestellung und Abberufung von Proku-
risten; eine Einzelprokura darf nicht erteilt werden, 

 
2. der Wirtschaftsplan und seine Änderungen, 
 
3. der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken oder 

grundstücksgleichen Rechten ab einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden 
Wertgrenze, 

 
4. der Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von Miet- und Pachtverträ-

gen ab einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Zeitdauer und Wertgrenze, 
 
5. die Aufnahme von Krediten sowie die Gewährung von Darlehen ab einer vom 

Aufsichtsrat zu bestimmenden Wertgrenze, 
 
6. die Übernahme von Bürgschaften, Garantien sowie sonstigen Verpflichtungen 

zum Einstehen für fremde Verbindlichkeiten, 
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7. die allgemeinen Vereinbarungen und Maßnahmen zur Regelung der arbeits- 
und versorgungsrechtlichen Verhältnisse der Beschäftigten, 

 
8. der Erwerb, die Veräußerung sowie die Belastung von Beteiligungsrechten, 

die Maßnahmen i. S. d. § 13 Abs. 3 Satz 2 sowie die Errichtung von Tochter-
gesellschaften und Zweigniederlassungen. 

 
(4) Der Aufsichtsrat kann für bestimmte Arten von Geschäften seine Zustimmung 

allgemein erteilen. 
 
(5) Der Aufsichtsrat bestimmt in einer von ihm zu beschließenden Geschäftsanwei-

sung für die Geschäftsführer, welche weiteren Geschäfte nur mit seiner Zustim-
mung vorgenommen werden dürfen. 

 
(6) Im übrigen bestimmen sich die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates nach 

den aktienrechtlichen Vorschriften. 
 
 
 

§ 8 
 

Der Aufsichtsrat 
 

Geschäftsordnung, Ausschüsse 
 
(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
(2) Er kann Ausschüsse von mindestens drei seiner Mitglieder bilden und ihnen ein-

zelne seiner Aufgaben zur Vorbereitung oder, soweit § 107 Abs. 3 Satz 2 des 
Aktiengesetzes nicht entgegensteht, durch einstimmigen Beschluss zur selb-
ständigen Erledigung übertragen. 

 
 
 

§ 9 
 

Der Aufsichtsrat 
 

Beschlussfassung 
 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglie-

der an der Beschlussfassung teilnimmt; § 108 Abs. 3 AktG ist anwendbar. Das 
gleiche gilt für die Ausschüsse mit der Maßgabe, dass in jedem Fall mindestens 
drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen müssen. 

 
(2) Der Aufsichtsrat und seine Ausschüsse fassen ihre Beschlüsse mit einfacher 

Stimmenmehrheit. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 
(3) Stellvertreter von Aufsichtsratsmitgliedern können nicht bestellt werden. An den 

Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse können jedoch Personen, 
die dem Aufsichtsrat nicht angehören, anstelle von verhinderten Aufsichtsrats-
mitgliedern teilnehmen, wenn sie von diesen hierzu schriftlich ermächtigt sind. 
Sie können auch schriftliche Stimmabgaben der abwesenden Aufsichtsratsmit-
glieder überreichen. 
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§ 10 
 

Die Gesellschafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung beschließt über: 
 

1. die Feststellung des Jahresabschlusses, die Genehmigung des Lageberich-
tes und die Verwendung des Jahresergebnisses oder Bilanzgewinns, 

 
2. die Entlastung der Geschäftsführer und des Aufsichtsrates, 
 
3. die Bestellung des Abschlussprüfers, 
 
4. die Zahl der Geschäftsführer und über die Bedingungen der Anstellungsver-

träge sowie deren Änderung. 
 
(2) Ein Gesellschafter ist auch in eigenen Angelegenheiten und insbesondere zu 

den in § 47 Abs. 4 GmbHG aufgeführten Beschlussgegenständen stimmberech-
tigt. 

 
 
 

§ 11 
 

Geschäftsjahr 
 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 
 
 
 

§ 12 
 

Jahresabschluss 
 
(1) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für 

das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Lagebericht auf-
zustellen und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Für die Aufstellung und Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes sind die Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften anzuwenden. 
Nach Prüfung durch den Abschlussprüfer legt die Geschäftsführung unverzüg-
lich den Jahresabschluss, den Lagebericht sowie einen Vorschlag für die Ver-
wendung des Jahresergebnisses oder Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat vor. 

 
(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag 

für die Verwendung des Jahresergebnisses oder Bilanzgewinns zu prüfen und 
über das Ergebnis schriftlich an die Gesellschafterversammlung zu berichten. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung hat in den ersten acht Monaten des neuen Ge-

schäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses, über die Genehmi-
gung des Lageberichtes, über die Verwendung des Jahresergebnisses oder Bi-
lanzgewinns und über die Entlastung der Geschäftsführer und des Aufsichtsra-
tes zu beschließen. 
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§ 13 
 

Beziehungen zur Freien und Hansestadt Hamburg 
 
(1) Die für die Finanzen zuständige Behörde der Freien und Hansestadt Hamburg 

ist berechtigt, sich von der Ordnungsmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit des 
Geschäftsgebarens zu überzeugen. Sie kann dazu durch Beauftragte Einsicht in 
den Betrieb und in die Bücher und Schriften nehmen. 

 
(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte aus § 53 des Haus-

haltsgrundsätzegesetzes in Anspruch. Dem Rechnungshof der Freien und Han-
sestadt Hamburg stehen die Rechte aus § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
zu. 

 
(3) Die Gesellschaft darf sich an einem anderen Unternehmen mit mehr als 25 % 

des Grund- oder Stammkapitals nur beteiligen, wenn hierfür die Zustimmung der 
zuständigen Behörde der Freien und Hansestadt Hamburg vorliegt, in der Ge-
sellschaftsvertrag oder im Gesellschaftsvertrag dieses Unternehmens die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Rechte festgelegt werden und bestimmt wird, dass 
der Jahresabschluss und der Lagebericht entsprechend den Vorschriften des 
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften auf-
zustellen und zu prüfen sind. Der Zustimmung der zuständigen Behörde bedarf 
es auch, wenn eine solche Beteiligung erhöht, ganz oder zum Teil veräußert o-
der eine Maßnahme vergleichbarer Art (z. B. Kapitalerhöhung/-herabsetzung, 
Änderung des Unternehmensgegenstandes, Abschluss, Änderung und Aufhe-
bung von Beherrschungsverträgen, Änderung des staatlichen Einflusses im Auf-
sichtsorgan) durchgeführt werden soll. 
Bei einer Mehrheitsbeteiligung ist außerdem eine Regelung gemäß Satz 1 und 2 
dieses Absatzes zu treffen. 

 
 
 

§ 14 
 

Bekanntmachungen 
 
Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlossen in der Gesellschafterversammlung am 5. April 2006 


